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                      § 1 
                         Name und Sitz 

 
   Der Verein führt den Namen 

    

             Kleingärtnerverein Mannheim-Süd e.V. 
                       er hat seinen Sitz in Mannheim 
                         seinen Gerichtsstand in Mannheim 
 
und ist Mitglied des Bezirksverbandes der Gartenfreunde e.V., Mannheim, im  
Landesverband der Gartenfreunde Baden-Württemberg e.V., Stuttgart und ist im 
Vereinsregister beim Amtsgericht Mannheim eingetragen. 
 

              § 2 
 
                        Zweck und Aufgabe des Vereins 
 
Der Verein ist eine Kleingärtnerorganisation zur ausschließlichen Förderung der 
Kleingärtnerei. 
Grundlage seiner Tätigkeit ist das Bundeskleingartengesetz. 
 
Der Zweck des Vereins wird insbesondere verwirklicht durch: 
 

• die Verpachtung von Kleingärten an die Mitglieder zur nichterwerbsmäßigen 
kleingärtnerischen Nutzung, insbesondere zur Gewinnung von 
Gartenbauerzeugnissen für den Eigenbedarf. 
Dabei ist der Verein selbst Ver- oder Zwischenpächter der Kleingartenflächen 
oder ist im Rahmen einer Verwaltungsvollmacht eines Zwischenpächters 
gemäß § 4 Bundeskleingartengesetz tätig, 

• die Verwaltung von Gärten und Gemeinschaftsanlagen, 

• die Bewirtschaftung der Kleingartenflächen unter Berücksichtigung des 
Bundeskleingartengesetzes, 

• die Gestaltung und Pflege der Kleingartenflächen durch die Mitglieder unter 
Beachtung des Natur- und Umweltschutzes, 

• die fachliche Betreuung der Mitglieder bei der Bewirtschaftung ihrer Gärten, 

• die Erzeugung von ökologisch wertvollen Gartenprodukten durch die 
Mitglieder, 

• die Förderung der Gesundheit der Mitglieder durch körperliche Bewegung in 
den Gärten, 

• die Übernahme sozialer Verantwortung durch Einbeziehung aller 
Bevölkerungsschichten in der gemeinschaftlichen Arbeit, 

• den Erhalt der Kleingartenflächen als unverzichtbares öffentliches Grün zum 
Klima- und Artenschutz und zur sinnvollen Freizeittätigkeit der Bevölkerung. 

Der Verein steht in seiner Tätigkeit als verbindendes Element zwischen Nationalitäten, 
Kulturen, Religionen und sozialen Schichten. Er bietet den Mitgliedern unabhängig von 
Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, Herkunft, Glauben, sozialer Stellung oder 
sexueller Identität eine Heimat. Mitglieder, die damit unvereinbar handeln, können aus  
dem Verein ausgeschlossen werden. 
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Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 
Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 
Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 
werden. 
 
Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

          
     § 3 
 
                                    Mitgliedschaft 
 
I.  Mitglied kann jede unbescholtene Person werden, die eine Siedlung oder ein  
    Eigenheim bewohnt, einen Garten bewirtschaftet oder den Zweck und die 
    Aufgaben des Vereins fördert. Die Aufnahme ist schriftlich beim Verein zu 
    beantragen; die Entscheidung darüber obliegt dem Vorstand. Im Falle einer 
    Ablehnung sind die Gründe nicht anzugeben, sie bedeutet in keinem Falle ein 
    Werturteil über einen Antragsteller. 
II. Die Mitgliedschaft beginnt am 1. des Monats, der dem Antragsmonat folgt. Die 
    Mitgliedschaft endet durch Tod, durch freiwilligen Austritt, durch Ausschluss. 
    Der Austritt kann nur durch schriftliche Kündigung an den Vorstand spätestens 
    am 3. Werktag im August zum 30. November eines jeden Jahres erfolgen.   
    Stirbt das Mitglied so endet die Mitgliedschaft mit Ablauf des Kalendermonats, 
    der auf den Tod des Kleingärtners folgt. 
    Mit der Beendigung der Mitgliedschaft aus jedem Grund erlöschen alle Rechte 
    am Vermögen des Vereins. Gewinnanteile werden nicht erstattet, es besteht  
    nur Anspruch auf etwa eingezahlte Kapitalanteile und auf den gemeinen Wert 
    (im Zeitpunkt der Einlage) etwa geleisteter Sacheinlagen. Der Verein ist 
    berechtigt, gegen etwa noch bestehende Verbindlichkeiten jeder Art aufzurechnen. 
 
   Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden:  
    a) wenn die fälligen Verbindlichkeiten nicht entrichtet werden (§ 284 Abs.2 BGB) 
    b) wegen grober Verstöße gegen die Vereinsbestrebungen, die Satzung oder die 
        Gartenordnung,      
    c)  nach einer rechtkräftigen Verurteilung wegen krimineller Verfehlungen,  
    d)  wegen unberechtigter Entnahme fremden Eigentums in eine Gartenanlage, 
    e)  bei unehrenhaften kriminellen Handlungen, Beleidigungen der Vorstandschaft, 
    f)   bei andauernden böswilligen Störungen der Gartennachbarschaft, 
    g)  bei Schädigung des Vereinsinteresses, 
    h)  bei Nichtbefolgen von Vereins- oder Vorstandsbeschlüssen und Nichtbeteiligung 
         an der Gemeinschaftsarbeit. 
   Vorgenannte Verstöße rechtfertigen eine Kündigung des Pachtverhältnisses. Von 
   einer Kündigung und Ausschließung ist das betroffene Mitglied schriftlich zu    
   benachrichtigen. Den Betroffenen ist eine Einspruchsfrist von 14 Tagen  
   einzuräumen. 
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     § 4 
   Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
I.   Alle Mitglieder sind gleichberechtigt, kein Mitglied hat oder erhält Sonderrechte. 
     Jedes Mitglied kann für jedes Amt im Verein gewählt werden, wenn die 
     Mitgliedschaft mindestens 12 Monate ununterbrochen besteht. 
 
II.  Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Einrichtungen des Vereins und an allen 
     Veranstaltungen teilzunehmen, Unterstützung, Rat und Auskunft in allen Ange- 
     legenheiten zu verlangen, die zu den satzungsgemäßen Aufgaben gehören. Sie 
     sind ferner berechtigt, an den Vorstand und die Mitgliederversammlung Anträge 
     zu richten und die Hilfseinrichtungen des Vereins und des Landesbundes in 
     Anspruch zu nehmen, wenn die Voraussetzungen dazu vorliegen. 
 
III. Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein zur Erreichung seiner satzungsgemäßen 
     Aufgaben zu unterstützen, die Satzung des Vereins zu beachten, die festgesetzten 
     Jahresmitgliedsbeiträge, Pachten, Wassergelder, Umlagen etc. zu entrichten und        
     alle satzungsmäßig getroffenen Entscheidungen anzuerkennen. Personen, die sich   
     um die Förderung des Siedlungs- und Kleigartenwesens besonders verdient ge- 
     macht haben, können auf Vorschlag des Beschlusses der Hauptversammlung zu 
     Ehrenmitgliedern ernannt werden. 
 
      § 5 
           Organe des Vereins 
 
1.   Organe des Vereins sind: 
      a)    die Hauptversammlung, 
      b)    der Vorstand, 
      c)    der erweiterte Vorstand, 
Die Hauptversammlung findet alle 2 Jahre in den ersten Monaten eines 
Geschäftsjahres statt. Ort und Zeit bestimmt der Vorstand. Der Zuständigkeit der 
Hauptversammlung unterliegen: 
 
1.  Die Beratung und Beschlussfassung über die vom Verein zu erfüllenden 
     Aufgaben. 
2.  Die Genehmigung des Geschäftsberichtes und des Kassenberichtes 
     und die Entlastung des Vorstandes. 
3.  Die Wahl der jeweiligen Vorstandsmitglieder, die alle 2 Jahre stattfindet. 
     Die Amtsperiode eines Vorstandsmitgliedes beträgt 4 Jahre.     
4.  Die Beratung und Beschlussfassung über den Voranschlag. 
5.  Die Wahl der Revisoren (die Amtsperiode beträgt 4 Jahre). 
6.  Die Entscheidung über jede Satzungsänderung. 
7.  Die Entscheidung über einen Antrag auf Auflösung des Vereins. 
 
Die Einberufung zu einer Hauptversammlung hat mit einer Frist von   
30 Tagen schriftlich oder durch Bekanntmachung in der örtlichen Presse unter Angabe 
der Tagesordnung zu erfolgen. 
 
Um Anträge den Mitgliedern in der Einladung mitzuteilen, sind diese bis zum 
31. Januar bei der Vorstandschaft einzureichen. 
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Wir erwarten, die Jahresrechnung bis spätestens zum Termin der Hauptversammlung 
zu begleichen. Dies ist Voraussetzung zur wirksamen Ausübung des Stimmrechts in 
der Mitgliederversammlung. Über einen Antrag, der nicht auf der Tagesordnung steht, 
kann nur beraten werden, wenn kein Einspruch erfolgt. 
 
Eine außerordentliche Hauptversammlung kann auf Beschluss des Vorstandes  
oder erweiterten Vorstandes einberufen werden. Sie muss einberufen werden, wenn  
mindesten 1/10 der Mitglieder dies unter Angaben der Gründe beantragen. 
 
III. Der Vorstand besteht aus: 
     dem /der Vorsitzenden 
     dem / der 1. stellvertretenden Vorsitzenden, 
     dem / der 2. stellvertretenden Vorsitzenden, 
     dem / der Kassierer(in), 
     dem / der Schriftführer(in). 
     Der Vorstand ist gesetzlich Vertreter des Vereins im Sinne des § 26 BGB. 
     Vertretungsberechtigt sind je 2 Vorstandsmitglieder gemeinsam. 
 
 
 
IV.  Aufgaben des Vorstandes sind: 
      die gesamte Geschäftsführung des Vereins, 
      die Verwaltung des Vereinsvermögens, 
      die Ausführung der Beschlüsse der Hauptversammlung, 
 
      die Vertretung einzelner Mitglieder, wenn dies im Interesse des Vereins liegt 
      und die rechtlich zulässig ist, 
      die Aufstellung des Doppelhaushaltsplans und der Geschäftsordnung für die  
      Geschäftsjahre. 
      Der Vorstand ist berechtigt, einzelne Vorstandsmitglieder zur Vornahme von 
      Rechtsgeschäften und Rechtshandlungen allein zu ermächtigen. Zur  
      Wahrnehmung von Terminen vor Gericht ist jedes Vorstandsmitglied allein mit 
      unbeschränkter Prozess- und Zustellungsvollmacht berechtigt. 
 
     Der erweiterte Vorstand wird aus dem Vorstand und mindestens 2 Beisitzern 
     gebildet. Der Vorstand kann jede Angelegenheit, die zu seiner Zuständigkeit 
     gehört, dem erweiterten Vorstand zur Beratung und Beschlussfassung vorlegen. 
     Vorstand und erweiterter Vorstand sind einzuberufen, wenn die  
     Vereinsgeschäfte dies erfordern oder wenn mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder  
     die Einberufung beantragt. 
 
     In wichtigen Fällen, die zur Zuständigkeit der Hauptversammlung gehören, kann 
     der erweiterte Vorstand entscheiden, wenn die Erledigung nicht aufgeschoben    
     werden kann. Jede derartige Entscheidung bedarf jedoch nachträglich der   
     Genehmigung der nächsten Hauptversammlung.   
 
     Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus dem Amt aus, so kann der erweiterte  
     Vorstand bis zur nächsten Hauptversammlung den Vorstand ergänzen. Hiervon ist  
     der Vorsitzende ausgenommen, der stets von der Hauptversammlung zu bestellen  
     ist. 
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    Jedes Mitglied des Vereins kann durch Beschluss einer Hauptversammlung mit   
    einfacher Mehrheit gewählt werden oder berufen werden. 
 
    Beisitzer,Fachberater und Gartenwarte werden vom Vorstand berufen und erledigen 
    ihre Aufgaben nach Maßgabe gesetzlicher Bestimmungen behördlicher     
    Anordnungen und der Gartenordnung im Einvernehmen mit dem Vorstand. 
 
V. Die innerhalb des Vereins zu gründende Frauengruppe soll allen Frauen aktive 
    Mitarbeit ermöglichen, die bereit sind sich im Rahmen der satzungsgemäßen 
    Aufgaben für die Wahrung fraulicher Belange und die Interessen der Familie ein- 
    zusetzen. Die Leiterin der Frauengruppe wird von der Gruppe gewählt. Sie ist  
    Mitglied des erweiterten Vorstandes. Ehefrauen von Mitgliedern, die nicht selbst  
    Mitglied sind, können in jedes Amt des Vereins gewählt werden, wenn sie der  
    Frauengruppe mindestens 12 Monate ununterbrochen angehören. In diesem Falle 
    erklären sie sich mit Annahme der Wahl ihren Beitritt als Mitglied. Ihr Beitragsanteil  
    wird gemäß § 706 BGB durch ihre Mitarbeit erbracht. 
 
      § 6 
          Revisoren 
 
Die Revisoren haben mindestens einmal jährlich vor der ordentlichen Hauptversamm- 
lung die Kasse und alle Buchungsunterlagen zu prüfen. Sie sind berechtigt, mit  
Zustimmung des Vorstandes, Einsicht in alle Akten, Protokolle und sonstige  
Unterlagen zu nehmen und Auskunft zu verlangen, soweit ihnen dies erforderlich er- 
scheint. 
Sie sind verpflichtet, dem Vorstand und jeder Hauptversammlung über ihre Tätigkeit 
und die Prüfungsergebnisse zu berichten; sie beantragen die Entlastung des  
Vorstandes, wenn die Voraussetzungen hierzu vorliegen. 
 
      § 7 
              Rechnungswesen 
 
Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
Der Vorstand ist berechtigt, im Rahmen des Voranschlages die zur ordnungsgemäßen 
Erledigungen der Vereinsaufgaben erforderlichen Aufwendungen zu machen.  
Mitgliedern, denen satzungsgemäß oder im Einzelfall Auslagen entstehen, sind diese 
zu erstatten. 
 
Das Amt des Vorstandes und erweiterten Vorstandes wird grundsätzlich ehrenamtlich 
ausgeübt. Die Mitgliederversammlung hat abweichend hiervon folgendes  
beschlossen: 
Die Mitglieder des Vorstandes sind auf Mini-Job Basis – gesetzlicher Mindestlohn der  
jeweils zurzeit gültig ist, vom Verein zu entlohnen.  
 
Der Kassier ist zur genauen und sorgfältigen Führung der Kasse und  
Buchungsunterlagen verpflichtet. Er hat jeder ordentlichen Hauptversammlung 
einen Rechenschaftsbericht vorzulegen. Dieser muss in einer Bilanz und einer 
Übersicht über Einnahmen und Ausgaben bestehen. Der Kassier kann verlangen, dass 
für eine Auszahlung Kassenanweisung durch den Vorstand erteilt wird, wenn nicht ein 
Vorstandsbeschluss darüber vorliegt. 
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                § 8 
                     Beiträge 
 
Pachten, Wassergelder, Aufnahme- und Verwaltungsgebühren, Umlagen, Abgeltung 
für Vereinsarbeit etc. werden vom Vorstand festgelegt.  
Jahresmitgliedsbeiträge und außerordentliche Beiträge bedürfen der Genehmigung 
der Hauptversammlung. 
Bei Pächterwechsel ist der Verein berechtigt, 200,00 € für die Sperrmüllentsorgung 
zu berechnen. Bei besenreiner Gartenlaube, nach Kontrolle durch unsere Mitarbeiter 
wird der Betrag von 200,00 € zurückrstattet. 
 
 
      § 9 
    Wahlen und Abstimmungen 
 
Bei Wahlen gilt als gewählt, wer die meisten Stimmen auf sich vereinigt, bei  
Stimmengleichheit ist die Wahl zu wiederholen. Beschlüsse werden mit einfacher  
Mehrheit gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 
 
Eine Mehrheit von ¾  der erschienen Mitgliedern ist erforderlich, wenn die Satzung 
geändert werden soll. 
 
               § 10 
     
                                               Protokollführung 
 
Über jede Hauptversammlung und über sämtliche Sitzungen des Vorstandes und des  
erweiterten Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Alle Beschlüsse, die Ergebnisse von 
Wahlen und Abstimmungen, sind in das Protokoll aufzunehmen. Es ist vom Veramm- 
lungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen und aufzubewahren. 
 
     § 11 
           Auflösung des Vereins 
 
Die Auflösung des Vereins kann nur durch eine für diesen Zweck einberufene  
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von ¾ der Mitglieder beschlossen werden. 
Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand. 
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall der gemeinnützigen Zwecke fällt das   
Vermögen des Vereins an den Landesverband der Gartenfreunde  
Baden-Württemberg evtl. mit der Auflage, das Vermögen für Zwecke der Kleingärtnerei 
zu verwenden. 
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§ 12 
           Als Ergänzung zu dieser Satzung hat die Gartenordnung Gültigkeit. 
 
 
       
 
                                                               § 13 
       
                   Inkrafttreten 
 
 
Die Satzung tritt gemäß § 71 BGB mit der Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 


